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Verteiler 
 
 Bundesministerium des Innern 
 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
 Rechts- und Verbraucherschutzausschuss, Innenausschuss des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Rechts- und Verbraucherschutzausschusses des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
 Landesjustizministerien 
 Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 
 Bundesgerichtshof 
 Bundesanwaltschaft 

 
 Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 
 Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  
 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 
 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen 

Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 
 Vorsitzende des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 
 Vorsitzende des FORUM Junge Anwaltschaft des DAV 

 
 Deutscher Strafverteidiger e. V. 
 Regionale Strafverteidigervereinigungen 
 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  

 
 Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 
 Deutscher Richterbund 
 Bund Deutscher Kriminalbeamter 

 
 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 
 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 
 Strafverteidiger 
 Juris 
 KriPoZ  Kriminalpolitische Zeitschrift  

 
 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 
 ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 
 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 
 Prof. Dr. Schöch, LMU München 
 



Seite 3 von 6 

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit seinen über 63.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 
 
 

I. 
 
Die Stellungnahme des Strafrechtsausschusses beschränkt sich auf § 7 Abs. 3 Nr. 5 

des Entwurfs, demzufolge das Studium zum Beruf der Psychotherapeutin und des 

Psychotherapeuten (PsychThAusbRefG) 

 

insbesondere dazu befähigt 

 

„gutachterliche Fragestellungen, die die psychotherapeutische Versorgung betreffen, 

einschließlich von Fragestellungen zu Arbeits-, Berufs- oder Erwerbsfähigkeit sowie 

zum Grad der Behinderung oder Schädigung auf der Basis einer eigenen Anamnese, 

umfassender diagnostischer Befunde und weiterer relevanter Informationen zu 

bearbeiten.“  

 

Die Entwurfsbegründung zu dieser Norm (S. 56, Stand 03.01.2019) beschränkt sich auf 

folgende Ausführungen: 

 

„In Nummer 5 werden die Kompetenzen beschrieben, die die 

Grundlage für die Bearbeitung gutachterlicher Fragestellungen 

einschließlich Fragen, die sich auf die Erwerbs- oder die 

Berufsfähigkeit an sich oder die Fähigkeit zur Ausübung des 

Berufs wegen Krankheit beziehen, bilden.“ 
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II. 
 

1. 
 

Die allgemeine Formulierung des § 7 Abs. 3 Nr. 5 PsychThAusbRefG öffnet in der 

Ausbildung das Tor für die gutachterliche Tätigkeit von Therapeuten auch im 
Strafverfahren. 
 
Die Norm differenziert nämlich nicht trennscharf zwischen der exklusiv heilkundlichen 

Ausbildung einerseits – wie sie in der Beschreibung von Problem und Ziel des Entwurfs 

beschrieben und definiert ist – und der gutachterlichen Tätigkeit eines Psychologen im 

allgemeinen und einem forensischen Kontext im Besonderen. 

 

Soweit ersichtlich weisen auch die Anlagen des Entwurfs zu den Studieninhalten 

daraufhin, dass die notwendige Differenzierung nicht eingehalten wird. 

 

Für das Strafrecht ergeben sich daraus Problemlagen in verschiedenen 

Beweisfragestellungen: 

 

-  Aussagefähigkeit, Aussagezuverlässigkeit und Aussagevalidität bei einer 

Auskunftsperson (Zeuge und/oder Beschuldigter) 

 

-  Eingeschränkte oder aufgehobene Schuldfähigkeit (§§ 20, 21 StGB) 

 
-  Psychische Folgen traumatischer Ereignisse bei einer verletzten Person, die 

einen gewaltsamen, sexuellen oder sonstigen Übergriff oder einen schuldhaft 

versursachten Unfall erlitten hat. 

 

Parallele oder verfahrensübergreifende Problemlagen können sich insbesondere bei 

Traumazeugen im Familien- und OEG (oder zukünftig) SER-Verfahren ergeben, in 

denen ein massives Interesse von Klägern im familiengerichtlichen und 

sozialrechtlichen Verfahren bestehen wird, den heilkundlich und damit notwendig 

parteilich geprägten Therapeuten in die Gutachterrolle zu hieven und auf diese Weise 

die eigenen Interessen zu verfolgen. Max Steller hat nicht zu Unrecht vor einer sog. 
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„Pathologisierung“ der Begutachtung gewarnt.1 Diese kann nicht ernst genug 

genommen werden. 

 

Eine solche Praxis würde in foro dem Neutralitätsgedanken und der Unparteilichkeit des 

Sachverständigen (vgl. BGH St 8, 144 ff.) widersprechen, der nicht der Partei sondern 

unparteiisch nach bestem Wissen und Gewissen sein Gutachten zu erstatten hat (§ 79 

Abs. 2, 2.Hs. StPO). 

 

2. 
 

Der weitere wichtige Aspekt, der einer Annex-Ausbildung von Heilberuflern zu 

forensischen Sachverständigen widerstreitet, ist der der Qualitätssicherung. 

 

Die spezifisch für forensische Begutachtung in mehrjährigen Masterstudiengängen und 

Weiterbildungen ausgebildeten und spezialisierten Psychologen sind in den jeweiligen 

Fachbereichen – regelmäßig – sowohl selbst gesetzten als auch durch elaborierte 

Rechtsprechung vorgegebenen Mindestanforderungen unterworfen. Dies alles dient der 

Qualitätssicherung und Weiterentwicklung. 

 

So mag Psychotherapeutinnen und -Therapeuten Grundlagenwissen über Gutachten 

vermittelt werden, das kann aber nicht zur Fähigkeit qualifizieren, Gutachten zu 

erstellen, weil – regelmäßig – weder die Mindestanforderungen erfüllt werden können, 

noch das notwendige fachliche und forensische Erfahrungswissen erreicht wird. 

 

 

 

 

 

 

                                                 
1  Steller/Volbert, Anforderungen an die Qualität forensisch-psychologischer Glaubhaftigkeitsbegutachtung - Das BGH-Urteil vom 

30. Juli 1999 -, PDR (Praxis der Rechtspsychologie) 2000, Sonderheft 1, S. 102 ff., 112: 
 „Grenzenloser Anspruch und unreflektierte Pathologisierung kindlicher und jugendlicher Zeugen kommen auch in anderen Teilen 

der Stellungnahme (kinder- und jugendpsychiatrischer Verbände zur Glaubhaftigkeitsbegutachtung) zum Ausdruck“. 
 Busse/Steller/Volbert, Missbrauchsverdacht in familiengerichtlichen Verfahren, PDR 2000, Sonderheft 2, S. 33 ff.,  70 u. 87: „In 

vielen (scil: mängelbehafteten) Gutachten dominierte ein persönlichkeitsorientiertes Herangehen in der Weise, dass 
Persönlichkeitsbeschreibungen, insbesondere Beschreibungen und Interpretation von Verhaltensauffälligkeiten und 
Beobachtungen sowie psychopathologische Erörterungen die Grundlage bei der Beurteilung eines Missbrauchsverdachts 
bildeten“. 
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3. 
 

Schlussfolgerung: 

 

Der DAV geht bei der vorgelegten Fassung § 7 Abs. 3, Nr. 5 PsychTHAusbRefG nicht 

davon aus, dass Psychotherapeuten in Zukunft zu forensischen Sachverständigen, 

insbesondere auch für den Strafprozess ausgebildet werden sollen. Die allgemein 

gefasste Norm weckt aber Missverständnisse im aufgezeigten Sinne und sollte in der 

Weise präzisiert werden, dass eine Ausbildung zu gutachterlichen Fragestellungen mit 

forensischer Relevanz nur Grundlagen vermitteln und nicht zur Gutachtenerstellung für 

forensische Verfahren befähigen soll. 

 


